
1609 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 
des Bautenausschusses 

über die Regierungsvorlage (1488 der Beila-· den objektiv feststellbaren Baukosten der Ver­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Wohnungs- besserungsmaßnahmen vorzunehmen. 

verbesserungsgesetz geändert wird Der Bautenausschuß ·hat in seiner Sitzung vom 

Der vorliegende Gesetzentwurf berücksichtigt 
die bei der Vollziehung des Wohnungsverbesse­
rungsgesetzes gewonnenen Erfahrungen. Auf 
Grtuid c\er Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
wurde wohl schon eine beträchtliche Anzahl von 
Wohnungen modernisiert, die Absicht des Ge­
setzgebers, vor allem die Substandardwohnungen 
auf einen zeitgemäßen Wohnungsstandard zu 
bringen, konnte jedoch nicht voll verwirklicht 
werden. Der Grund dafür ist vor allem darin 
zu suchen, daß die Inhaber solcher Substandard­
wohnungen wegen ihrer zumeist geringen 
wirtschaftlichen Leistungskraft nicht imstande 
sind, die zusätzlichen Belastungen auf Grund 
einer Wohnungsverbesserung zu tragen. 

Mit der Entschließung des Nationalrates vom 
12. Juli 1974 wurde die Bundesregierung ersucht, 
auf dem Gebiete des Wohnungsverbesserungs­
rechtes für Mieter und sonstige Nutzungsberech­
tigte ein System subjektiver Beihilfen, wie es 
im Wohnbauförderungsgesetz 1968 vorgesehen 
ist, zu schaffen. 

Der Absicht dieser Entschließung folgt die Re­
gierungsvorlage, indem sie die sinngemäße An­
wendung der Bestimmungen über die Wohnbei­
hilfe gemäß § 15 Wohnbauförderungsgesetz 1968 
auch für den Bereich des Wohnungsverbesserungs­
gesetzes zuläßt. Dadurch wird ermöglicht, daß die 
infolge der Finanzierung der Verbesserung er­
höhte Wohnungsaufwandbelastung auf ein Zu­
mutbares Ausmaß gesenkt wird. 

Um der Vollziehung ein zuverlässiges Instru­
ment zur Abgrenzung der Förderung der Ver­
besserung nach diesem Bundesgesetz von den 
"Verbesserungen größeren Umfanges" nach dem 
WohnbilUförderungsgesetz 1968 zur Hand zu ge­
ben, erschien ei> zweckmäßi.g, d~e Ahgrenzung nach 

8. April 1975 zur Vorberatung der gegenständ­
lichenRegierungsvorlage einen Untetausschuß ein­
gesetzt. Diesem Unterausschuß gehörten die Ab­
geordneten Kitt 1, N i t tel, P ö 1 z, S a m­
wal d, Ing. Wi 11 i n ger, Dr. Hau s e r, 
Ing. Let mai e r, R e gen s bur ger, 
S ehr 0 t t e rund Dr. S c h m i dt an. 

Der Unterausschuß hat die Regierungsvorlage 
in seinen Sitzungen am 24. April und 7. Mai 1975 
unter Beiziehung von Experten eingehend be­
raten und eine Knderung zu dem Gesetzent­
wurf - Art. I Z. 3 (§ 3 Z. 2 lit. a) - vorge­
schlagen. 

Der Bautenausschuß hat in seiner Sitzung am 
14. Mai 1975 den Bericht des Unterausschusses 
entgegengenommen und die Regierungsvorlage 
mit der vom Unterausschuß vorgeschlagenen 
Knderung in Beratung gezogen. 

Der Bautenausschuß hat hiebei folgende Fest­
stellungen getroffen: 

Zu Artikel I 

Zu Z. 2 (§ 1 Abs. 2 lit. f): 
Diese Bestimmung soll gewährleisten, daß 

unter die förderbaren Verbesserungen auch Ar­
beiten einzubeziehen sind, die einen wirksameren 
Schutz gegen Kälteeinwirkung und gegen akusti­
sche Beeinträchtigung der Wohnungsinhaber 
garantieren. Um dies sicherzustellen, sollen nach 
Auffassung des Ausschusses von den in lit. f an­
geführten Arbeiten jedenfalls jene Arbeiten nicht 
ausgeschlossen werden, die zur Erhöhung des 
Schall- und Wärmeschutzes im Zusammenhang 
mit Verbesserungsarbeiten an Fenstern, Tür~n 
und Fußböden erforderlich sind. Die Förderung 
darf sich jedoch nicht auf Arbeiten erstrecken, 
die der ordnungsgemäßen Erhaltung (Instand­
haltung) dienen. Bei gleichzeitiger Durchführung 
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2 1609 der Behlagen 

von Verbesserungen und von Erhaltungs- oder' Zu Z. 6' (§ 6 Abs. 2lit. e): 
Instandh:dwngsarbeiren sind im Rahmen der Der Ausschuß ist der Auffassung, daß für die 
Förderung lediglich die Kosten für die Verbes- Berechnung, in welchem Verhältnis die Kosten 
serungsa,rbeiten anzuerkennen. der Verbesserung zu den angemessenen Gesamt­

Zu Z. 3 (§ 3 Z. 2 Iit. a): 

Durch die vorgeschlagenen Knderungen soll 
sichergestellt werden, daß auch Förderungen von 

baukosten stehen (25 v. H.), der Zeitpunkt der 
Zusicherung maßgebend ist. 

Verbesserungen für ältere Baulichkeiten, die er- Der Bautenausschuß hat nach einer Debatte, 
fahrungsgemäß oft von den Bebauungsplänen an der sich außer dem Berichterstatter die Ab­
abweichen, ohne diese in ihrer Gesamtkonzeption geordneten Dr. Sc h m i d t, Ing. Let mai e l' 
zu verändern, gewährt werden können. Um je- 'um P ö I z heteili,gten, in Anwesenheit des 
doch die Gemeinde in allen FäLlen von den in Bundesministers für Bauten und Technik Mo s e r, 
ihrem Gebiet beabsichtigten Verbesserungen in die Regierungsvorlage unter Berücksichtigung der 
Kenntnis zu setzen, hat die La,ndesregieru:ng vor VOm Untera,usschuß vorgeschlagenen Knderung 
Erledigung der Begehren auf Gewährung einer sowie eines gemeinsamen Antrages der Abge­
Föraerun,g die Gemeinde, in deren Bereich das ordneten Ing. Let mai e r, P ö I z, Dok­
verbesserungswürdige Wohnhaus gelegen ist, ge- tor Sc h m i d t und Genossen auf Einfügung 
mäß § 10 Abs. i anzuhören. eines neuen Artikels Il mit Stimmeneinhelfig­

Zu Z. 6 (§ 6 Abs. 2lit. cl): 

Der Ausschuß ist im Sinne der Zielsetzung die­
ses Gesetzes der Auffassung, daß die gemäß 
Art. lV Z. 1 Abs. 2 Mietengesetz in der Fassung 
des Bundesgesetzes vom 12. Juli 1974, BGBt. 
NI'. 409/1974, von der Bezirksverwaltungsbe­
hörde auszustellende Bescheinigung keinen Ein­
fluß auf die Förderung von Verbesserungsmaß'­
nahmen oder Umbauten nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes hat. 

Ing. Willinger­
Berichterstatter 

keit ange'ilömmen. 

Der nunmehrige Gesetzestext - wie er vom 
Bautenausschuß angenommen wurde - ist die-, 
sem Bericht beigedruckt. 

Auf Grund seiner Beratungen stellt der Bau· 
tenaus,schuß den A fIl t l' a g, der Nationalrat 
wolle dem a n g e s chi 0 S s e 11 enG e set z- . /. 
e n t w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Wien, am 14. Mai 1975 

Regensburger 
Obtnann 
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1609d~r Beilagen 3 

"/. 
Bundesgesetz ~om XXXXXXXX, mit 

dem das W ohnungsV'etbesserl'lngsgesetz ge­
ändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Wohnungsverbesserungsgesett, BGnl. 
Nr. 426/1969, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBI. Nr. 337/1971, BGBl. Nr. 268/1972, BGBI. 
Nr. 369/1973 und BGBl. Nr. 447/1974, wird wie 
folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 2 hat die lit. a zu lauten: 
"a) die Errichtung, die Ausgestaltung oder die 

Umgestaltung von der gemeinsamen Be­
nützung der Bewohner dienenden, einer 
zeitgemäßen Wohnkultur entsprechenden 
Anlagen in normaler Ausstattung, wie Per­
sonenaufzüge, Zentralheizungen, Anschluß 
an zentrale Wärmeversorgungsanlagen oder 
zentrale Waschküchen in Wohnhäusern mit 
Klein- oder Mittelwohnungen," 

2. Ani Ende des § 1 Abs. 2 lit. d ist der Punkt 
durch einen Beistrich zu ersetzen und der lit. d 
nachstehende lit. e und lit. f anzufügen; diese 
haben zu lauten: 

"e) die Anderung der Grundrißgestaltung zur 
Schaffung von Klein- oder Mittelwohnun­
gen in norm ai er Ausstattung und 

f) Arbeiten, die der Erhöhung des Schall- und 
Wärmeschutzes dienen." 

3. § 3 Z. 2 lit. a hat zu lauten: 

"a) deren Bestand mit dem Flächenwidmungs­
und Bebauungsplan vereinbar ist," 

4. § 3 Z. 5 hat zu lauten: 

,,5. als normale Ausstattung eine solche, bei 
der die Gesamtausstattung, insbesondere die Aus­
stattung der Räume mit Koch-, Heiz- und Bade­
gelegenheiten, zwar den Erfordernissen der Haus­
haltsführung und Hygiene entspricht, hinsichtlich 
des Baukostenaufwandes unter Bedachtnahme auf 
eine einwandfreie Ausführung, insbesondere hin­
sichtlich des Schall- und Wärmeschutzes, nach dem 
jeweiligen Stand der Technik jedoch größte Wirt­
schaftlichkeit gewährleistet erscheint;" 

5. Im § 3 Z. 7 ist der Punkt durch einen Strich­
punkt zu ersetzen; der Z. 7 ist eine neue Z. 8 
anzufügen; diese hat zu lauten: 

,,8. als Gesamtbaukosten der Verbesserung je 
Quadratmeter der Anteil an den Gesamtbaukosten 
der Verbesserung, der dem Nutzflächenausmaß 
sämtlicher verbesserter Wohnungen dieses Wohn­
hauses entspricht." 

6. 1m § 6 Abs. 2 wird am Ende der lit. c das 
Wort "und" gestrichen, der Punkt in der lit. d 
durch einen Beistrich ersetzt und das Wort 
"und" angefügt. Nach der lit. d wird eine neue 
lit. e angefügt; diese hat zu lauten: 

"e) wenn die veranschlagten Gesamtbaukosten 
der Verbesserung je Quadratmeter das Aus-

. maß von 25 v. H. der angemessenen Gesamt­
baukosten im Sinne des § 2 Abs. 2 des 
Wohnbauförderungsgesetzes 1968, BGBI. 
Nr. 280/1967, in der jeweils geltenden Fas­
sung nicht übersteigen; dies gilt nicht, wenn 
die Förderung nach den Bestimmungen des 
Wohnbauförderungsgesetzes 1968 nicht in 
Anspruch genommen werden kann, jedoch 
dürfen die Gesamtbaukosten der Verbesse­
rung 80 v. H. der angemessenen Gesamt­
baukosten gemäß § 2 Abs. 2 des Wohnbau­
förderungsgesetzes 1968 nicht überschrei­
ten." 

7. Der letzte Satz der Z. 2 des Abs. 6 des § 6 
hat zu lauten: 

"Die §§ 24 bis 37 des Mietengesetzes, BGBl. 
Nr. 210/1929, zuletzt geändert durch die Bundes­
gesetze BGBI. Nr. 281/1967 und 409/1974, finden 
sinngemäß Anwendung." 

8. Nach § 6 b ist ein neuer § 6 c einschließlich 
der überschrift einzufügen: 

"W 0 h n bei h i 1 f e 

§ 6 c. Die Landesregierung hat zu jenem Teil 
des Wohnungsaufwandes, der für die nach diesem 
Bundesgesetz geförderten Klein- oder Mittelwoh­
nungen für die Kosten der Verbesserung zu leisten 
ist, einen Zuschuß (Wohnbeihilfe) mit Bescheid zu 
gewähren. Auf die Gewährung der Wohnbeihilfe 
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1609 der Bdlageil 

sind die Bestimmungen des § 15 des Wohnbau­
förderungsgesetzes 1968, BGB1. Nr. 280/1967, in 
der jeweils geltenden Fassung sinngemäß anzu­
wenden.« 

Artikel 11 

Das Bundesgesetz vom 12. Juli 1974 über die 
Anderung mietrechtlicher Vorschriften und über 
Mietzinsbeihilfen, BGB1. Nr. 409, wird wie folgt 
geändert: 

Im Art. IV Z. 1 hat der zweite Satz des ersten 
Absatzes zu lauten: 
"Die Bestimmung des ersten Satzes gilt jedoch nur 
für Baulichkeiten, die' mit den Bebauungsvot­
schriften (Flächenwi'dmungs- und Bebauungsplan) 
vereinbar sind, bei denen es sich nicht um land­
wirtschaftliche ~ohnhäuser außerhalb eines ge­
schlossenen Siedlungsgebietes handelt und in 
denen 

a) mindestens zwei Drittel der Gesamtnutz­
fläche Wohnzwecken dienen, 

b) sich mehr als zwei Wohnungen befinden 
sowie 

c) mindestens die Hälfte der darin befindli­
chen Wohnungen mangelhaft ausgestattet 
ist (§ 3 Z. 10 des Stadterneuerungsge­
setzes)." 

Artikel III 

Mit 'der Erlassung von Durchführungsverord­
nungen und mit der Wahrnehmung. der Rechte 
des Bundes nach Art. 15 Abs. 8 B-VG ist hin­
sichtlich der im Art. I Z. 1 bis 6 und Z. 8 vor­
gesehenen Bestimmungen unbeschadet des im 
§ 6 c des Wohnungsverbesserungsgesetzes in der 
Fassung des Art. I dieses Bundesgesetzes für sinn­
gemäß anwendbar erklärten § 15 Abs. 8 des 
Wohnbauförderungsgesetzes 1968, BGBl. Nr. 280/ 
1967, in der Fassung 'des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 232/1972, der Bundesminister für Bauten und 
Technik, mit der Vollziehung der im Art. I Z. 7 
vorgesehenen Bestimmungen der Bundesminister 
für Justiz und mit der Vollziehung des Art. II 
der Bundesminister für Finanzen betraut. Im 
übrigen ist' die Landesregierung mit der Vollzie­
hung betraut. 
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